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OECD‑Ausblick Regulierungspolitik 2018
Zusammenfassung in Deutsch

Gesetze und sonstige Rechtsvorschriften betreffen alle Geschäfts‑ und Lebensbereiche. Sie haben
wesentlichen Einfluss auf unsere Sicherheit und unsere Lebensweise, erleichtern die Abwicklung von
Geschäften und tragen dazu bei, gesellschaftliche und umweltpolitische Ziele zu erreichen. Gute
Rechtsetzung ist förderlich für Wirtschaftswachstum und Lebensqualität, unzulängliche Rechtsetzung
gefährdet beides. Doch „Regulierung“ wird zunehmend schwieriger. Die ungeheure Geschwindigkeit des
technologischen Wandels und die noch nie dagewesene Vernetzung der Volkswirtschaften konfrontiert
staatliche Stellen mit Unsicherheit und komplexen Fragen im Hinblick darauf, welche Bereiche in welcher
Form reguliert werden sollen. Die Gültigkeit bestehender Regulierungsrahmen und die Fähigkeit
staatlicher Stellen, sich an Veränderungen anzupassen, werden infrage gestellt. Deshalb ist ein flexibler
öffentlicher Sektor erforderlich, der in der Lage ist, die vielfältigen Möglichkeiten zu nutzen, die der
technologische Wandel für eine bessere Rechtsetzung bietet, und sich an neue Gegebenheiten und
Risiken anpassen kann.

Der OECD‑Ausblick Regulierungspolitik 2018, die zweite Ausgabe der im Jahr 2015 eingeführten
Reihe, gibt einen Überblick über die Bemühungen der Länder, die Qualität der Rechtsetzung vor dem
Hintergrund der in der Empfehlung des Rates der OECD zu Regulierungspolitik und Governance von 2012
dargelegten Leitlinien zu verbessern. Auf der Grundlage der umfassenden OECD‑Erhebung zu
Regulierungsindikatoren von 2017 (iREG) unterstreicht der Ausblick die Bedeutung tragfähiger Gesetze
und Rechtsvorschriften und zeigt gute Rechtsetzungspraktiken der OECD‑Länder auf. Dabei wird auch ein
kritischer Blick auf Bereiche geworfen, in denen Verbesserungsbedarf in den Ländern besteht.

Die OECD‑Länder haben sich einer hohen Rechtsetzungsqualität verschrieben. Ende 2017 hatten alle
OECD‑Länder und OECD‑Beitrittsländer eine ressortübergreifende Regulierungspolitik eingeführt und ein
Organ damit betraut, die Rechtsetzungsqualität über die verschiedenen Verwaltungsebenen hinweg zu
fördern und zu koordinieren. Sie hatten außerdem Fortschritte bei der Anwendung
„traditioneller“ Instrumente des Regulierungsmanagements, insbesondere der Einbindung betroffener
Akteure und der Gesetzesfolgenabschätzung (GFA) erzielt. Sie holen in zunehmendem Maße das
Feedback von Bürgern und Unternehmen ein und räumen mehr Zeit für Konsultationen ein.
Gesetzesfolgenabschätzungen sind inzwischen in den meisten Ländern ein wichtiger Bestandteil des
Gesetzgebungsverfahrens.

Dennoch gibt es Verbesserungspotenzial. Die Ergebnisse von Konsultationen könnten bei der
Gestaltung von Rechtsvorschriften stärker berücksichtigt werden. Um sicherzustellen, dass die Bürger und
Unternehmen das Gefühl haben, am politischen Entscheidungsprozess beteiligt zu sein, dass sie die
Regulierungsentscheidungen akzeptieren und letztlich ihrer Regierung vertrauen, ist es erforderlich, die
Einbindung der betroffenen Akteure, die Transparenz und die Kommunikation zu verbessern. In einigen
Staaten sind Gesetzesfolgenabschätzungen inzwischen überfrachtet und beziehen sich nicht auf die
wirklich relevanten Gesetze und Rechtsvorschriften, entweder weil es kein System gibt, nach dem diese
unterteilt werden, oder weil Regelungsvorhaben mit erheblichen Auswirkungen von GFA ausgenommen
sind. Werden Folgenabschätzungen vorgenommen, stehen dabei meist eng definierte wirtschaftliche
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Auswirkungen im Mittelpunkt, beispielsweise der Verwaltungsaufwand für Unternehmen, wohingegen
andere wichtige Folgen außer Acht gelassen werden.

Besonders auffällig ist, dass der „Rechtsetzungskreislauf“ noch immer weitgehend unvollständig ist.
Die Länder sind besser vertraut mit den Aufgaben der Anfangsphasen, d.h. der Ausformulierung von
Gesetzen und sonstigen Rechtsvorschriften, als mit den Schritten der späteren Phasen, der Durchsetzung
und Überprüfung der Regelungen. Ferner gibt es noch immer keinen systematischen Ansatz, um zu
evaluieren, ob die Gesetze und sonstigen Rechtsvorschriften in der Praxis ihre Ziele erreichen. Obwohl
einige Regelungen möglicherweise überholt sind, was für Unternehmen und Regulierungsbehörden
unnötigen Aufwand bedeutet und die Bürger gefährden kann, gehen die Länder nicht systematisch vor, um
Daten zu erfassen, die Umsetzung der Vorgaben zu überwachen und Ergebnisse zu evaluieren. Das
erschwert es den Ländern, die Qualität der Rechtsetzung zu verbessern und aufzuzeigen, welche
Ergebnisse durch besser gestaltete Rechtsvorschriften erzielt werden.

Es fehlen ressortübergreifende Strategien, um bessere Governancestrukturen und ‑prozesse zu
fördern und die Lücke zwischen der Erarbeitung und der Umsetzung von Rechtsvorschriften zu schließen.
Den Regulierungsbehörden und Aufsichtsorganen fehlt oftmals ein eindeutiger Politikrahmen, um ihre
Aufgaben besser zu erfüllen. Um Ergebnisse zu erzielen, benötigen sie ein ausreichendes Maß an
Unabhängigkeit, angemessene Befugnisse und Mittel sowie transparente und verlässliche
Rechenschaftsmechanismen. Außerdem müssen sie die Fähigkeit haben, Daten zu verwalten und zu
analysieren und ihre Tätigkeit zielgerichtet auszuüben.

In den OECD‑Ländern wird zunehmend erkannt, dass die internationale Zusammenarbeit im Bereich
der Rechtsetzung ein wichtiges Mittel ist, damit Gesetze und sonstige Rechtsvorschriften mit der
Globalisierung Schritt halten können. Auch wenn in der Erhebung zu Regulierungsindikatoren einige
Beispiele von internationaler Zusammenarbeit im Bereich der Rechtsetzung aufgeführt sind, verfügen in
der Praxis nur wenige Länder über eine ressortübergreifende Strategie hierzu und die Steuerung dieser
Zusammenarbeit ist nach wie vor stark aufgegliedert. Ministerien und Regulierungsbehörden könnten den
internationalen Kontext sowie internationale Normen und Standards systematischer berücksichtigen, um
ihre Politikziele zu erreichen. Sie könnten außerdem verstärkt angemessene Möglichkeiten für die
Einbindung ausländischer Akteure bieten und die Auswirkungen ihres Handelns auf internationaler Ebene
im Rahmen von Ex‑ante‑ und Ex‑post‑Evaluierungen prüfen.

Die Lücken innerhalb der Regulierungspolitik sind u.U. auf eine begrenzte Qualitätskontrolle und
Aufsicht zurückzuführen – sie bilden noch immer das „fehlende Puzzleteil“. Die Regulierungsaufsicht ist
ein zentrales Bindeglied, das dazu beiträgt, die Lücke zwischen formellen Anforderungen und Umsetzung
innerhalb des Rechtsetzungsrahmens zu schließen. Es ist erkennbar, dass einige OECD‑Länder
Aufsichtskapazitäten und ‑funktionen eingeführt haben. In vielen Ländern ist die Zuständigkeit für die
Regulierungsaufsicht jedoch unter verschiedenen Institutionen aufgeteilt, weshalb eine wirksame
Abstimmung von zentraler Bedeutung ist. Die Qualitätskontrolle der Regulierungsinstrumente erfolgt erst
spät im Rechtsetzungszyklus und konzentriert sich vorrangig auf die Qualität der GFA‑Verfahren statt auf
allgemeine Politikziele.

Derzeit werden in zunehmendem Umfang verhaltensökonomische Erkenntnisse genutzt, um die
Politikgestaltung und ‑umsetzung zu verbessern. Verhaltensökonomische Erkenntnisse sind ein
wirksames Lern‑, Anpassungs‑ und Innovationsinstrument, da sie eine Experimentierkultur fördern und
sich auf ein besseres Verständnis tatsächlicher Verhaltensweisen stützen. Im Hinblick auf die
Regulierungspolitik können verhaltensökonomische Erkenntnisse noch stärker in der
Gesetzesfolgenabschätzung und Ex‑post‑Evaluierung verankert sowie dazu genutzt werden, um die
sachgerechte Einbindung betroffener Akteure zu fördern und das Verhalten von Institutionen,
Regulierungsbehörden und Normadressaten zu verändern.

Mehr denn je besteht die Notwendigkeit, dass Regeln transparent und evidenzbasiert sind und die
Risiken und Gegebenheiten vor Ort berücksichtigen. Sie müssen von soliden und flexibel reagierenden
demokratischen Institutionen entwickelt und gepflegt werden. Die Einbeziehung der betroffenen Akteure
und die systematische Folgenabschätzung vor und nach der Einführung von Regelungen liefern wichtige
Beiträge für den Rechtsetzungsprozess. Regulierungsbehörden, Kontroll‑ und Durchsetzungsorgane sind
von entscheidender Bedeutung, wenn es darum geht, die Wirksamkeit einer Vorschrift zu beurteilen.
Regulierungsaufsicht ist notwendig, um Orientierung zu geben und ressortübergreifend die Qualität der
Rechtsetzung zu fördern. Letztlich braucht es internationale Zusammenarbeit im Bereich der
Rechtsetzung und innovative Ansätze, die die Fachkenntnisse der einzelnen Länder einbeziehen und auf
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Koordinierung setzen, um komplexe Themen, die zunehmend über die Grenzen der einzelnen
Verwaltungen hinausreichen, anzugehen.

© OECD
Übersetzung durch den Deutschen Übersetzungsdienst der OECD.
Die Wiedergabe dieser Zusammenfassung ist unter Angabe der Urheberrechte der OECD sowie des Titels
der Originalausgabe gestattet.
Zusammenfassungen in Drittsprachen enthalten auszugsweise Übersetzungen von OECD-
Publikationen, deren Originalfassungen in englischer und französischer Sprache veröffentlicht
wurden.

Die komplette englische Fassung erhalten Sie bei OECD iLibrary!
© OECD (2018), OECD Regulatory Policy Outlook 2018, OECD Publishing.
doi: 10.1787/9789264303072-en

OECD Regulatory Policy Outlook 2018 - ISBN 978-92-64-303072 © OECD 2018


